
II.  Resolutionen auf Grund der Berichte des Ersten Ausschusses
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neralversammlung verabschiedeten Ergebnis des Weltgipfels
2005155 überhaupt nicht erwähnt wurden;

19. bekundet außerdem ihr Bedauern darüber, dass die
Abrüstungskonferenz auf ihrer Tagung 2006 nicht in der Lage
war, einen Ad-hoc-Ausschuss für nukleare Abrüstung einzu-
setzen, wie in Resolution 60/70 der Generalversammlung ge-
fordert;

20. fordert die Abrüstungskonferenz von neuem auf, mit
Vorrang einen Ad-hoc-Ausschuss einzusetzen, der sich An-
fang 2007 mit der nuklearen Abrüstung befassen und Verhand-
lungen über ein Stufenprogramm zur nuklearen Abrüstung und
zur letztendlichen vollständigen Beseitigung der Kernwaffen
aufnehmen soll;

21. fordert, dass möglichst bald eine internationale Kon-
ferenz über nukleare Abrüstung unter allen Aspekten einberu-
fen wird, die konkrete Maßnahmen zur nuklearen Abrüstung
benennen und behandeln soll;

22. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung einen Bericht über
die Durchführung dieser Resolution vorzulegen;

23. beschließt, den Punkt „Nukleare Abrüstung“ in die
vorläufige Tagesordnung ihrer zweiundsechzigsten Tagung
aufzunehmen.

RESOLUTION 61/79

Verabschiedet auf der 67. Plenarsitzung am 6. Dezember 2006, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/61/394, Ziff. 108)156.

61/79. Informationen über vertrauensbildende Maß-
nahmen auf dem Gebiet der konventionellen Waf-
fen

Die Generalversammlung,

geleitet von den Zielen und Grundsätzen der Charta der
Vereinten Nationen,

eingedenk des Beitrags, den vertrauensbildende Maßnah-
men auf dem Gebiet der konventionellen Waffen, die auf Be-
treiben und mit Einwilligung der betreffenden Staaten durch-
geführt werden, zur Verbesserung der Gesamtsituation in Be-
zug auf den Weltfrieden und die internationale Sicherheit lei-
sten,

in der Überzeugung, dass die Erarbeitung vertrauensbil-
dender Maßnahmen auf dem Gebiet der konventionellen Waf-
fen und das internationale Sicherheitsumfeld sich auch gegen-
seitig verstärken können,

in Anbetracht der wichtigen Rolle, die vertrauensbildende
Maßnahmen auf dem Gebiet der konventionellen Waffen auch
bei der Schaffung förderlicher Bedingungen für Abrüstungs-
fortschritte spielen können,

in der Erkenntnis, dass der Austausch von Informationen
über vertrauensbildende Maßnahmen auf dem Gebiet der kon-
ventionellen Waffen zum gegenseitigen Verständnis und Ver-
trauen zwischen den Mitgliedstaaten beiträgt,

1. begrüßt alle von den Mitgliedstaaten bereits unter-
nommenen vertrauensbildenden Maßnahmen auf dem Gebiet
der konventionellen Waffen sowie die freiwillig bereitgestell-
ten Informationen über derartige Maßnahmen;

2. legt den Mitgliedstaaten nahe, weiter vertrauensbil-
dende Maßnahmen auf dem Gebiet der konventionellen Waf-
fen zu unternehmen und diesbezügliche Informationen bereit-
zustellen;

3. legt den Mitgliedstaaten außerdem nahe, den Dialog
über vertrauensbildende Maßnahmen auf dem Gebiet der kon-
ventionellen Waffen fortzusetzen;

4. begrüßt die Einrichtung der elektronischen Daten-
bank mit von den Mitgliedstaaten bereitgestellten Informatio-
nen und ersucht den Generalsekretär, die Datenbank regelmä-
ßig zu aktualisieren und den Mitgliedstaaten auf Antrag dabei
behilflich zu sein, Seminare, Kurse und Arbeitstagungen zur
Vertiefung des Wissens über neue Entwicklungen auf diesem
Gebiet abzuhalten;

5. beschließt, den Punkt „Informationen über vertrau-
ensbildende Maßnahmen auf dem Gebiet der konventionellen
Waffen“ in die vorläufige Tagesordnung ihrer dreiundsechzig-
sten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 61/80

Verabschiedet auf der 67. Plenarsitzung am 6. Dezember 2006, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/61/394, Ziff. 108)157.

61/80. Regionale Abrüstung
Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 45/58 P vom 4. De-
zember 1990, 46/36 I vom 6. Dezember 1991, 47/52 J vom

155 Siehe Resolution 60/1.
156 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Andorra, Antigua und Barbuda, Ar-
gentinien, Armenien, Australien, Aserbaidschan, Barbados, Belarus, Bel-
gien, Belize, Bolivien, Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Bulgarien,
Burkina Faso, Chile, Costa Rica, Côte d’Ivoire, Dänemark, Deutschland,
Dominikanische Republik, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik
Mazedonien, El Salvador, Estland, Finnland, Georgien, Ghana, Grenada,
Griechenland, Guatemala, Guinea, Guyana, Haiti, Honduras, Indonesien,
Irland, Island, Israel, Italien, Jamaika, Japan, Kambodscha, Kamerun,
Kanada, Kolumbien, Kongo, Kroatien, Kuwait, Lettland, Liberia, Litau-
en, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Malta, Mexiko, Moldau, Monte-
negro, Nicaragua, Niederlande, Norwegen, Österreich, Panama, Para-
guay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Rumänien,
Russische Föderation, San Marino, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbi-
en, Simbabwe, Slowakei, Slowenien, Spanien, Suriname, Thailand,
Timor-Leste, Trinidad und Tobago, Tschad, Tschechische Republik, Tür-
kei, Turkmenistan, Ungarn, Uruguay, Vereinigte Republik Tansania,
Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staa-
ten von Amerika und Zypern.

157 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Ägypten, Bangladesch, Kolumbien, Ecuador, In-
donesien, Jordanien, Kuwait, Liberia, Malaysia, Nepal, Pakistan, Peru,
Saudi-Arabien, Sri Lanka, Sudan und Türkei.




